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Anordnung über die Erhebung von 
statistischen Daten

in Verfahren des Betreuungsgerichts (B-Statistik)

Allgemeine Verfügung der Ministerin der Justiz
vom 18. November 2020

(1441-I.012)

I.

Der Ausschuss für Justizstatistik hat auf seiner letzten Sitzung 
verschiedene Änderungen der „Anordnung über die Erhebung 
von statistischen Daten in Verfahren des Betreuungsgerichts 
(B-Statistik)“ beschlossen. Aus diesem Grund wird den Amts-
gerichten ein neuer Sonderdruck der „Anordnung über die Er-
hebung von statistischen Daten in Verfahren des Betreuungsge-
richts (B-Statistik) – Stand: 1. Januar 2021“ als PDF-Datei 
zugänglich gemacht.

II.

Die Anordnung über die Erhebung von statistischen Daten in 
Verfahren des Betreuungsgerichts (B-Statistik) tritt in der neu-
en Fassung am 1. Januar 2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Allgemeine Verfügung der Ministerin der Justiz vom 10. De-
zember 2019 (JMBl. 2020 S. 2) außer Kraft.

Potsdam, den 18. November 2020

Die Ministerin der Justiz

Susanne Hoffmann

Anordnung über die Erhebung von 
statistischen Daten

in Straf- und Bußgeldverfahren (StP/OWi-Statistik)

Allgemeine Verfügung der Ministerin der Justiz 
vom 18. November 2020

(1441-I.22)

I.

Der Ausschuss für Justizstatistik der Landesjustizverwaltungen 
hat auf seiner letzten Sitzung verschiedene Änderungen der An-
ordnung über die Erhebung von statistischen Daten in Straf- 
und Bußgeldverfahren (StP/OWi-Statistik) beschlossen. Aus 
diesem Grund wird den Gerichten ein neuer Sonderdruck der 
„Anordnung über die Erhebung von statistischen Daten in 
Straf- und Bußgeldverfahren (StP/OWi-Statistik) – Stand:  
1. Januar 2021“ als PDF-Datei zugänglich gemacht.

Allgemeine Verfügungen und Rundverfügungen

II.

Die Anordnung über die Erhebung von statistischen Daten in 
Straf- und Bußgeldverfahren (StP/OWi-Statistik) tritt in der 
neuen Fassung am 1. Januar 2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Allgemeine Verfügung der Ministerin der Justiz vom 2. Dezem-
ber 2019 (JMBl. S. 152) außer Kraft.

Potsdam, den 18. November 2020

Die Ministerin der Justiz

Susanne Hoffmann

Dienstordnung für den Justizwachtmeisterdienst

Allgemeine Verfügung der Ministerin der Justiz 
zur Änderung 

der Allgemeinen Verfügung vom 22. Juni 2011

Vom 20. November 2020
(2370-I.002)

I.

Die Allgemeine Verfügung des Ministers der Justiz vom  
22. Juni 2011 (JMBl. S. 61) wird wie folgt geändert:

1. In der Fußnote 1 werden die Wörter „§ 31 VwVGBbg“ durch 
die Wörter „§§ 20 bis 22 JWMBG“ ersetzt. 

2. In Abschnitt XI werden die Wörter „einfachen Justizdiens-
tes“ durch das Wort „Justizwachtmeisterdienstes“ ersetzt.

II.

Diese Allgemeine Verfügung tritt am Tag nach der Veröffentli-
chung im Justizministerialblatt für das Land Brandenburg in 
Kraft.

Potsdam, den 20. November 2020

Die Ministerin der Justiz

Susanne Hoffmann
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Durchführungsbestimmungen zum 
Gerichtsvollzieherkostengesetz (DB-GvKostG)

Allgemeine Verfügung der Ministerin der Justiz 
zur Änderung 

der Allgemeinen Verfügung vom 27. Juli 2001

Vom 25. November 2020
(5653-II.001)

Die Allgemeine Verfügung des Ministers der Justiz und für Eu-
ropaangelegenheiten vom 27. Juli 2001 (JMBl. S. 175), die zu-
letzt durch die Allgemeine Verfügung vom 6. Dezember 2017 
(JMBl. S. 106) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

I.

Die Landesjustizverwaltungen haben folgende bundeseinheitli-
che Änderungen der Durchführungsbestimmungen zum Ge-
richtsvollzieherkostengesetz (DB-GvKostG) vereinbart:

Abschnitt A Nummer 2 wird wie folgt geändert:

1.  Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

 „(3) Es handelt sich um denselben Auftrag, wenn die Ge-
richtsvollzieherin oder der Gerichtsvollzieher gleichzeitig 
beauftragt wird, einen oder mehrere Vollstreckungstitel zu-
zustellen, aufgrund der Titel Vollstreckungshandlungen ge-
gen den Schuldner auszuführen und beim Vorliegen der 
Voraussetzungen nach § 807 Abs. 1 ZPO die Vermögensaus-
kunft abzunehmen. Verbindet der Gläubiger den Vollstre-
ckungsauftrag mit dem Auftrag zur Abnahme der Vermö-
gensauskunft (§ 807 Abs. 1 ZPO), so liegt kostenrechtlich 
derselbe Auftrag auch dann vor, wenn der Schuldner der 
sofortigen Abnahme der Vermögensauskunft widerspricht. 
Scheitert die sofortige Abnahme nur deshalb, weil der 
Schuldner abwesend ist, handelt es sich um zwei Aufträge.“

2.  Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

 „(4) Wird die Gerichtsvollzieherin oder der Gerichtsvollzie-
her gleichzeitig beauftragt, mehrere Auskünfte über das 
Vermögen des Schuldners nach § 802l Abs. 1 Satz 1 ZPO 
einzuholen oder mehrere der nach § 802l Abs. 1 Satz 1 ZPO 
erhobenen Daten gemäß § 802l Abs. 4 ZPO an Dritte zu 
übermitteln, handelt es sich um einen Auftrag.“ 

3.  In Absatz 7 Buchstabe b wird die Angabe „den §§ 755, 802l 
ZPO“ durch die Angabe „§ 755 ZPO“ ersetzt.

II.

Diese Allgemeine Verfügung tritt am 1. Januar 2021 in Kraft.

Potsdam, den 25. November 2020

Die Ministerin der Justiz 

Susanne Hoffmann

Kammerordnung für die 
Justizvollzugsanstalten des Landes Brandenburg

Allgemeine Verfügung der Ministerin der Justiz
zur Änderung 

der Allgemeinen Verfügung vom 8. Februar 2016

Vom 3. Dezember 2020
(4541-IV.2)

I.

Die Allgemeine Verfügung des Ministers der Justiz und für Eu-
ropa und Verbraucherschutz vom 8. Februar 2016 (JMBl. S. 14) 
wird wie folgt geändert:

1. § 14 Absatz 3 bis 5 wird wie folgt gefasst:

 „(3) Die Habe von verstorbenen Gefangenen und Unterge-
brachten ist Bestandteil des Nachlasses, der nur den Erben 
zusteht. Ohne Vorlage eines Erbscheins oder eines Europä-
ischen Nachlasszeugnisses darf die Herausgabe nicht erfol-
gen. Dies gilt auch für Gelder von verstorbenen Gefangenen 
und Untergebrachten. Alle Gegenstände der Habe sind durch 
mindestens zwei Bedienstete in einem Verzeichnis zu doku-
mentieren und zu sichern. Verderbliche Gegenstände sind 
ebenfalls zu dokumentieren und sodann zu entsorgen. Die 
Habe ist im Bereich der Kammer sicher zu verwahren. Das 
Verzeichnis der Habe ist jeweils zu der Personalakte der 
Verstorbenen zu nehmen. Hat sich innerhalb von sechs Mo-
naten kein Erbe gemeldet, ist das zuständige Nachlassgericht 
unter Hinweis auf § 1960 Absatz 1 BGB und Beifügung des 
Verzeichnisses aller Gegenstände der Habe über den Nach-
lass zu informieren. Die Entscheidung über die weitere Ver-
fahrensweise obliegt dem Nachlassgericht. Zuständiges 
Nachlassgericht ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk die 
oder der Verstorbene im Zeitpunkt des Todes ihren oder 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb der Justizvoll-
zugsanstalt im Sinne des § 343 des Gesetzes über das Ver-
fahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit hatte. Verlangt jemand unter 
Vorlage eines Erbscheins oder eines Europäischen Nach-
lasszeugnisses die Herausgabe der Habe, so ist dem – gegen 
Empfangsbekenntnis – unverzüglich und unter Beifügung 
des Verzeichnisses nach Satz 4 zu entsprechen. Bei Zweifeln 
an der Echtheit der vorgelegten Dokumente ist beim zustän-
digen Nachlassgericht nachzufragen. 

 (4) Lassen Gefangene oder Untergebrachte Habe in der Jus-
tizvollzugsanstalt zurück, so sind sie schriftlich aufzufor-
dern, diese innerhalb einer angemessenen Frist abzuholen 
oder die Übersendung auf eigene Kosten (Vorauszahlung) 
zu veranlassen. Ist die Ermittlung einer Entlassungsanschrift 
mit unverhältnismäßig hohem Aufwand verbunden, so ist 
nach einer Aufbewahrungszeit von einem Jahr eine öffent-
liche Bekanntmachung gemäß § 980 BGB bei dem örtlich 
zuständigen Amtsgericht zu veranlassen. Dies gilt auch für 
alle Geldbeträge, unabhängig von der Währung. 

 (5) Geldbeträge sind unbeschadet von § 981 BGB bei Ka-
pitel 04050 Titel 119 10 zu vereinnahmen. Geldscheine und 
-münzen in Fremdwährungen sind zum Tageskurs an ein 
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Geldinstitut zu verkaufen, sofern der Verkaufserlös die Ge-
bühren übersteigt. Anderenfalls sind sie zu vernichten. End-
gültig unanbringliche Sachen sind – soweit eine Verwertung 
nicht in Betracht kommt – auszusondern.“

2. Die Anlage zur Kammerordnung für die Justizvollzugsan-
stalten des Landes Brandenburg (Verzeichnis der Beklei-
dungs- und Ausstattungsgegenstände) erhält die aus dem 
Anhang ersichtliche Fassung.

II.

Diese Allgemeine Verfügung tritt am 1. Januar 2021 in Kraft.

Potsdam, den 3. Dezember 2020

Die Ministerin der Justiz

Susanne Hoffmann

Anhang zu Abschnitt I Nummer 2

Anlage

Verzeichnis der Bekleidungs- und Ausstattungsgegenstände

1 Bekleidung für männliche Gefangene
2 Bekleidung für weibliche Gefangene
3 Arbeitskleidung
4 Sportkleidung
5 Gegenstände des täglichen Gebrauchs
6 Kleingerät zur persönlichen Ausstattung der Gefangenen
7 Körperpflege- und Reinigungsmittel

Vorbemerkungen:

Die Bestellung der Gegenstände erfolgt, sofern nichts anderes 
angegeben ist, aufgrund von Bezugsverträgen, die von den je-
weils aufgeführten Behörden zu schließen sind. Die vertrag-
schließenden Behörden teilen allen Justizvollzugseinrichtun-
gen die betreffenden Konditionen zum Artikelverzeichnis mit.

Gegenstände und Bekleidung sind – soweit nichts anderes be-
stimmt – in handelsüblicher, einfacher Qualität zu beschaffen. 

Die Bekleidung der Gefangenen und Untergebrachten ist in 
Farben zu beschaffen, die sich deutlich von den Dienstklei-
dungsfarben unterscheiden.
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1 Bekleidung für männliche Gefangene

lfd. Nr. Gegenstand Ausführung Beschaffungsstelle Anmerkungen

1.1 Badelatschen handelsüblich, dunkel zentrale Beschaffung  

1.2 Freizeitschuhe Schnürschuhe, schwarz zentrale Beschaffung Für körperliche eingeschränkte 
Gefangene und Untergebrachte 
ist die dezentrale Beschaffung 
von Freizeitschuhen mit 
Klettverschlüssen möglich.

1.3 Gürtel Gurtband mit Klippverschluss 
oder Schnalle (Kunststoff)/
Einheitsgröße, Breite: ca. 4 cm, 
schwarz, stufenlos verstellbar

zentrale Beschaffung  

1.4 Hose, kurz Knöpfe, beige zentrale Beschaffung  

1.5 Jacke Parka-Schnitt, herausnehmbare 
Innenjacke, oliv/braun, mit 
Kapuze

zentrale Beschaffung  

1.6 Jeanshose lang, Knöpfe, beige zentrale Beschaffung  

1.7 Poloshirt lang, mit Knöpfen, braun zentrale Beschaffung  

1.8 Schlafanzug Trikotausführung, kurzes 
Ober- und Unterteil, grün

zentrale Beschaffung  

1.9 Socken handelsüblich (Gr. 39/42, 43/46, 
47/52), schwarz

zentrale Beschaffung farbliche Gestaltung nach Größe

1.10 Sweatshirt Rundhals, mit Bündchen, 
ungefüttert, beige

zentrale Beschaffung  

1.11 Taschentuch handelsüblich; 30x30 cm zentrale Beschaffung  

1.12 T-Shirt Rundhals, beige zentrale Beschaffung  

1.13 Unterhemd, mit 
langen Ärmeln

handelsüblich zentrale Beschaffung nur bei Bedarf in der kälteren 
Jahreszeit auszugeben

1.14 Unterhemd, ohne 
Ärmel

handelsüblich zentrale Beschaffung Farbe nach Größe

1.15 Unterhose (kurz) Boxer eng anliegend zentrale Beschaffung farbliche Gestaltung nach Größe

1.16 Unterhose (lang) mit Eingriff und Bündchen zentrale Beschaffung nur bei Bedarf in der kälteren 
Jahreszeit auszugeben
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2 Bekleidung für weibliche Gefangene

lfd. Nr. Gegenstand Ausführung Beschaffungsstelle Anmerkungen

2.1 Badelatschen handelsüblich zentrale Beschaffung  

2.2 Büstenhalter handelsüblich dezentrale  
Beschaffung

 

2.3 Freizeitschuhe Schnürschuhe, dunkelgrau zentrale Beschaffung Für körperliche eingeschränkte 
Gefangene und Untergebrachte 
ist die dezentrale Beschaffung 
von Freizeitschuhen mit 
Klettverschlüssen möglich.

2.4 Hose, kurz Bermuda, hellblau zentrale Beschaffung  

2.5 Jacke Parka-Schnitt, herausnehmbare 
Innenjacke, braun, mit Kapuze

zentrale Beschaffung  

2.6 Jeanshose hellblau, Stretchanteil zentrale Beschaffung  

2.7 Poloshirt kurz, Knöpfe, hellgrün zentrale Beschaffung  

2.8 Schlafanzug Trikotausführung, Oberteil mit 
kurzen Ärmeln, lange Hose, mint

zentrale Beschaffung  

2.9 Slip handelsüblich, weiß zentrale Beschaffung  

2.10 Socken handelsüblich, grau, Gr. 39/42 zentrale Beschaffung  

2.11 Sweatshirt Rundhals, lang, mit Bündchen, 
hellgrün

zentrale Beschaffung  

2.12 Taschentuch handelsüblich, 30x30 cm zentrale Beschaffung  

2.13 T-Shirt T-Shirt rot zentrale Beschaffung  

2.14 Unterhemd handelsüblich, weiß zentrale Beschaffung  
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3 Arbeitskleidung

lfd. Nr. Gegenstand Ausführung Beschaffungsstelle Anmerkungen

3.1 Halbschuhe Schnürschuhe, S1, helle Sohle zentrale Beschaffung  

3.2 Handschuhe handelsüblich zentrale Beschaffung nur für Außenarbeit

3.3 Hose Knopfleiste, grün, Rundbund- 
oder Latzhose

zentrale Beschaffung  

3.4 Hose für Bäcker, 
Köche und 
Hausarbeiter 
Krankenabteilung

handelsüblich, weiß zentrale Beschaffung  

3.5 Jacke für Bäcker, 
Köche, Essenausteiler 
und Hausarbeiter 
Krankenabteilung

handelsüblich, weiß zentrale Beschaffung  

3.6 Mütze für Bäcker, 
Köche und 
Essenausteiler

Schirmmütze, weiß zentrale Beschaffung  

3.7 Regenjacke handelsüblich, neonfarben zentrale Beschaffung nur für Außenarbeit

3.8 Schal handelsüblich, schwarz zentrale Beschaffung nur für Außenarbeit

3.9 Schürze für 
Essenausteiler

aus Baumwollköper, weiß zentrale Beschaffung  

3.10 Sicherheitshalbschuhe Schnürschuhe, S3, helle Sohle zentrale Beschaffung auszugeben, soweit nach 
Unfallverhütungsvorschriften 
vorgesehen

3.11 Sicherheitsschuhe Clogs mit Fersenriemen, weiß, 
Schutzklasse S3

zentrale Beschaffung auszugeben, soweit nach 
Unfallverhütungsvorschriften 
vorgesehen

3.12 Sicherheitshalbschuhe,  
hoch

Schnürschuhe, S3, helle Sohle zentrale Beschaffung auszugeben, soweit nach 
Unfallverhütungsvorschriften 
vorgesehen

3.13 Socken handelsüblich (Gr. 39/42, 43/46, 
47/52), schwarz

zentrale Beschaffung farbliche Gestaltung nach Größe

3.14 Sommermütze Basecap, schwarz zentrale Beschaffung nur für Außenarbeit

3.15 Sweatshirt Rundhals, mit Bündchen, 
anthrazit

zentrale Beschaffung  

3.16 T-Shirt Rundhals, anthrazit zentrale Beschaffung  

3.17 T-Shirt für Bäcker, 
Köche, Essenausteiler 
und Hausarbeiter der 
Krankenabteilung

Rundhals, weiß zentrale Beschaffung  

3.18 Warnweste handelsüblich zentrale Beschaffung nur für Außenarbeit

3.19 Winterjacke handelsüblicher Schnitt, 
neonfarben, Innenfutter

zentrale Beschaffung nur für Außenarbeit

3.20 Wintermütze Beanie, schwarz zentrale Beschaffung nur für Außenarbeit

 

Sonstige Arbeitsschutzkleidung ist entsprechend der Arbeitsplatzerfordernisse in eigener Zuständigkeit zu beschaffen 
(zum Beispiel Maschinenschutzanzüge, Schweißerjacke).
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4 Sportkleidung

lfd. Nr. Gegenstand Ausführung Beschaffungsstelle Anmerkungen

Männer     

4.1.1 Sportanzug handelsüblich, Jacke und Hose, 
schwarz/rot

zentrale Beschaffung  

4.1.2 Sporthose kurz, Gummizug, mit Taschen, 
schwarz

zentrale Beschaffung  

4.1.3 Sportschuhe handelsüblich, hallentauglich, 
schwarz

zentrale Beschaffung  

4.1.4 Sportshirt Achselshirt, breite Träger, 
bordeaux

zentrale Beschaffung  

     

Frauen     

4.2.1 Sportanzug handelsüblich, Jacke und Hose, 
bordeaux

zentrale Beschaffung  

4.2.2 Sport-BH handelsüblich, dunkel dezentrale  
Beschaffung

 

4.2.3 Sporthose kurz, Gummizug, mit Taschen, 
schwarz

zentrale Beschaffung  

4.2.4 Sportschuhe handelsüblich, hallentauglich, 
schwarz

zentrale Beschaffung  

4.2.5 Sportshirt T-Shirt, grau zentrale Beschaffung
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5 Gegenstände des täglichen Gebrauchs

lfd. Nr. Gegenstand Ausführung Beschaffungsstelle Anmerkungen

5.1 Badvorleger handelsüblich dezentrale  
Beschaffung

anstaltsbezogen beim MdJ zu 
beantragen

5.2 Bettdecke 135x200 cm, Steppbett, schwer 
entflammbar

zentrale Beschaffung  

5.3 Bettlaken Spannbettlaken, handelsüblich, 
80x200 cm

zentrale Beschaffung  

5.4 Deckenbezug handelsüblich, 135x200 cm zentrale Beschaffung  

5.5 Duschtuch Frottierware, handelsüblich, 
70x140 cm, beige/braun

zentrale Beschaffung  

5.6 Geschirrtuch handelsüblich, 50x70 cm, kariert zentrale Beschaffung  

5.7 Handtuch Frottierware, handelsüblich, 
50x100 cm, braun, grün

zentrale Beschaffung  

5.8 Kleiderbügel Kunststoff mit Steg zentrale Beschaffung  

5.9 Kopfkissen handelsüblich, 80x40 cm zentrale Beschaffung  

5.10 Kopfkissenbezug handelsüblich, 80x40 cm zentrale Beschaffung  

5.11 Kopfteil Schaumstoff, schwer 
entflammbar

zentrale Beschaffung  

5.12 Matratze für 
Normalbett

80x200 cm, 
Schaumstoffvollplatte, 10 cm 
stark, schwer entflammbar

zentrale Beschaffung  

5.13 Schonbezug für 
Kopfteile

atmungsaktiv, kochfest, schwer 
entflammbar, blau, für 
Wischdesinfektion geeignet

zentrale Beschaffung  

5.14 Schonbezug für 
Matratzen

atmungsaktiv, kochfest, schwer 
entflammbar, blau, für 
Wischdesinfektion geeignet

zentrale Beschaffung  

5.15 Tragetasche handelsüblich dezentrale  
Beschaffung

nach Anstaltsbedarfen  
festzulegen

5.16 Wäschenetz handelsüblich zentrale Beschaffung  

5.17 Waschlappen handelsüblich, 30x30 cm, zwei 
verschiedene Farben

zentrale Beschaffung  
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6 Kleingerät zur persönlichen Ausstattung der Gefangenen

lfd. Nr. Gegenstand Ausführung Beschaffungsstelle Anmerkungen

6.1 Aschenbecher Kunststoff zentrale Beschaffung  

6.2 Dosenöffner handelsüblich zentrale Beschaffung  

6.3 Esslöffel rostfreier Stahl oder Kunststoff zentrale Beschaffung  

6.4 Frischhaltedose transparent, Kunststoff dezentrale  
Beschaffung

max. 2 Stück; Größen sind nach 
Anstaltsbedarfen festzulegen

6.5 Frühstückbrettchen Kunststoff, handelsüblich,  
15x20 cm

zentrale Beschaffung  

6.6 Gabel rostfreier Stahl oder Kunststoff zentrale Beschaffung  

6.7 Kaffeekanne Kunststoff, Fassungsvermögen 
ca. 1,2 l

zentrale Beschaffung  

6.8 Messer rostfreier Stahl oder Kunststoff, 
Heft aus Metall oder Kunststoff 
(spülmaschinenfest), ungehärtete 
kurze Klinge

zentrale Beschaffung  

6.9 Salzstreuer handelsüblich zentrale Beschaffung  

6.10 Schüssel, groß Kunststoff, Fassungsvermögen 
ca. 1,5 l

zentrale Beschaffung  

6.11 Schüssel, klein Kunststoff, Fassungsvermögen 
ca. 0,25 l

zentrale Beschaffung  

6.12 Seifendose Kunststoff zentrale Beschaffung  

6.13 Tasse Kaffeebecher, Kunststoff, 
Fassungsvermögen ca. 0,25 l

zentrale Beschaffung  

6.14 Teelöffel rostfreier Stahl oder Kunststoff zentrale Beschaffung  

6.15 Teller Kunststoff, flach, Durchmesser 
ca. 24 cm

zentrale Beschaffung  

6.16 Zahnputzbecher Kunststoff zentrale Beschaffung  
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7 Körperpflege- und Reinigungsmittel

lfd. Nr. Gegenstand Ausführung Beschaffungsstelle Anmerkungen

7.1 Binden und Tampons handelsüblich dezentrale 
Beschaffung

Körperpflegemittel sind den 
Gefangenen endgültig zu 
belassen.7.2 Einwegrasierer handelsüblich zentrale Beschaffung

7.3 Haarwaschmittel 250 ml zentrale Beschaffung

7.4 Handwaschbürste handelsüblich zentrale Beschaffung

7.5 Kamm unzerbrechliches Material, ca.  
17 cm lang, Grobzinker

zentrale Beschaffung

7.6 Rasierpinsel handelsüblich zentrale Beschaffung

7.7 Rasierseife handelsüblich zentrale Beschaffung

7.8 Reinigungs- und 
Haftcreme für 
Zahnprothesen

handelsüblich zentrale Beschaffung

7.9 Reinigungstücher Microfaser, 40x40 cm zentrale Beschaffung Die Ausgabe mehrerer Tücher je 
Gefangenen für unterschiedliche 
Zwecke (zum Beispiel 
Bodenreinigung, Staub wischen) 
ist möglich.

7.10 Schnürsenkel handelsüblich zentrale Beschaffung  

7.11 Schuhputzmittel handelsüblich dezentrale  
Beschaffung

 

7.12 Seife in Stücken bis zu 100 g zentrale Beschaffung  

7.13 Toilettenpapier zweilagig zentrale Beschaffung  

7.14 Zahnbürste handelsüblich zentrale Beschaffung  

7.15 Zahnpasta handelsüblich zentrale Beschaffung  
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Frau Christine Hansen, Dienstausweis-Nr. 218275, ausgestellt 
am 19. September 2018, gültig bis 18. September 2028.

Ich bitte alle Justizbehörden, insbesondere die Justizvollzugs-
anstalten, Vorkehrungen zu treffen, um eine missbräuchliche 
Nutzung des Ausweises zu verhindern. Feststellungen über den 
Verbleib des Ausweises sind umgehend dem Ministerium der 
Justiz mitzuteilen.

Ungültigkeitserklärung von Dienstausweisen

Bekanntmachung des Ministeriums der Justiz
vom 24. November 2020

Folgender abhanden gekommener Dienstausweis wird hiermit 
für ungültig erklärt:

Personalnachrichten

Bekanntmachungen

Ordentliche Gerichtsbarkeit

Ernannt:
zur Justizamtsrätin: Justizamtfrau Dorte Eckert in Eberswal-
de; zur Justizamtsinspektorin – A 9 mit Amtszulage –: Jus-
tizamtsinspektorin Birgit Zeller in Brandenburg an der Havel; 
zur Justizamtsinspektorin: Justizhauptsekretärin Stephanie 
Niederstraßer in Potsdam; zum Justizhauptsekretär: Justiz-
obersekretär Torsten Fuder in Senftenberg 

Ruhestand: 
Richterin am Landgericht Martina Smalla aus Cottbus; Justiz-
hauptsekretärin Ingelore Klebe aus Nauen; Justizhauptwacht-
meister Jürgen Stoppa aus Luckenwalde

Staatsanwaltschaften

Ernannt:
zur Staatsanwältin (Richterin auf Probe): Assessorin Helen 
Schmidkonz in Potsdam; zur Justizamtsrätin: Justizamtfrau 
Janett Rothe bei der Generalstaatsanwaltschaft

Sozialgerichtsbarkeit

Ernannt:
zum Richter am Sozialgericht – R 1 –: Richter Marcus 
 Getschmann und Richter Florian Kreße in Cottbus, Richter  
Dr. Ricardo Petri in Frankfurt (Oder)

Notarinnen und Notare

Bestellt: 
zum Notar: Notarassessor Dr. Kai Hawemann in Velten

Justizvollzug

Ruhestand:
Justizvollzugsamtsinspektorin Ute Polz und Justizvollzugs-
amtsinspektor Bernd Schultze in Brandenburg an der Havel, 
Justizvollzugsamtsinspektor Frank Lorenz und Justizvollzugs-
hauptsekretär Olaf Kessel in Luckau-Duben 

Ausschreibungen

Ministerium der Justiz

I.

Es wird – unter dem Vorbehalt der haushaltsrechtlichen Voraus-
setzungen – Bewerbungen für die folgenden Stellen entgegen-
gesehen:

– bei dem Brandenburgischen Oberlandesgericht

 eine Stelle für eine Richterin oder einen Richter am Ober-
landesgericht

 (Besoldungsgruppe R 2 BbgBesO)

– bei dem Amtsgericht Potsdam 

 eine Stelle für eine Richterin oder einen Richter am Amts-
gericht

 (Besoldungsgruppe R 1 BbgBesO).

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Minis-
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV), 
veröffentlicht im JMBl. für das Land Brandenburg vom 17. De-
zember 2007, S. 180 ff., Bezug genommen.

Da in dem Bereich der Richterinnen und Richter am Oberlan-
desgericht Frauen unterrepräsentiert sind, sind sie besonders 
aufgefordert, sich zu bewerben.
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Bewerbungen sind bis zum 15. Oktober 2020 auf dem Dienst-
weg an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, 
Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten durch die Mitglieder des Präsidialrates und des 
Richterwahlausschusses einverstanden sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass für die Bewerberinnen und 
Bewerber eine Mitteilung des Bundesbeauftragten für die Un-
terlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deut-
schen Demokratischen Republik zur Feststellung einer haupt-
amtlichen oder inoffiziellen Tätigkeit für den Staatssicherheits-
dienst eingeholt wird.“

Auf diese Ausschreibung sind bisher keine Bewerbungen von 
Frauen eingegangen. Da in diesem Bereich Frauen unterreprä-
sentiert sind, wird hiermit gemäß § 7 Absatz 4 Satz 2 des Geset-
zes zur Gleichstellung von Frauen und Männern im öffentli-
chen Dienst im Land Brandenburg diese Ausschreibung erneut 
veröffentlicht. Frauen werden nochmals besonders aufgefor-
dert, sich zu bewerben.

Bewerbungen sind bis zum 15. Januar 2021 auf dem Dienst-
weg an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, 
Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten.

III.

Es wird Bewerbungen für die folgende Stelle entgegengesehen:

– bei der Staatsanwaltschaft Potsdam

 eine Stelle für eine Oberstaatsanwältin oder einen Ober-
staatsanwalt 

 (Besoldungsgruppe R 2 BbgBesO).

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Minis-
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV), 
veröffentlicht im JMBl. für das Land Brandenburg vom 17. De-
zember 2007, S. 180 ff., Bezug genommen.

Da in diesem Bereich Frauen unterrepräsentiert sind, sind sie 
besonders aufgefordert, sich zu bewerben.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
gleicher Eignung, Befähigung und Leistung bevorzugt berück-
sichtigt. 

Die Ausschreibung der Stelle richtet sich ausschließlich an Be-
dienstete der Besoldungsgruppe R 1, die bereits im staatsan-
waltschaftlichen Dienst des Landes Brandenburg beschäftigt 
sind.

Bewerbungen sind bis zum 15. Januar 2021 auf dem Dienst-
weg an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, 
Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten. 

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei glei-
cher Eignung, Befähigung und Leistung bevorzugt berücksichtigt. 

Die Ausschreibung der Stellen richtet sich ausschließlich an 
Richterinnen und Richter, die bereits im Justizdienst des Lan-
des Brandenburg beschäftigt sind. Darüber hinaus richtet sich 
die Ausschreibung der Stelle bei dem Amtsgericht Potsdam 
ausschließlich an Versetzungsbewerberinnen und -bewerber 
aus der ordentlichen Gerichtsbarkeit des Landes Brandenburg.

Bewerbungen sind bis zum 15. Januar 2021 auf dem Dienst-
weg an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, 
Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten durch die Mitglieder des Präsidialrates und des 
Richterwahlausschusses einverstanden sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass für die Bewerberinnen und 
Bewerber um die Stelle für eine Richterin oder einen Richter 
am Oberlandesgericht bei dem Brandenburgischen Oberlandes-
gericht eine Mitteilung des Bundesbeauftragten für die Unterla-
gen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen 
Demokratischen Republik zur Feststellung einer hauptamtli-
chen oder inoffiziellen Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst 
eingeholt wird.

II.

Im Justizministerialblatt für das Land Brandenburg vom  
15. September 2020 ist folgende Stellenausschreibung erfolgt:

„Es wird Bewerbungen für die folgenden Stellen entgegengese-
hen:

– bei dem Landgericht Frankfurt (Oder)

 zwei Stellen für Vorsitzende Richterinnen oder Vorsit-
zende Richter am Landgericht

 (Besoldungsgruppe R 2 BbgBesO).

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Minis-
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV), 
veröffentlicht im JMBl. für das Land Brandenburg vom 17. De-
zember 2007, S. 180 ff., Bezug genommen.

Da in diesem Bereich Frauen unterrepräsentiert sind, sind sie 
besonders aufgefordert, sich zu bewerben.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
gleicher Eignung, Befähigung und Leistung bevorzugt berück-
sichtigt.

Die Ausschreibung richtet sich ausschließlich an Richterinnen 
und Richter sowie Staatsanwältinnen und Staatsanwälte in ei-
nem Amt der Besoldungsgruppe R 1 BbgBesO, die bereits im 
Justizdienst des Landes Brandenburg beschäftigt sind.
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Bewerbungen sind in dreifacher Ausfertigung an das Ministeri-
um der Justiz des Landes Brandenburg, Abteilung II – Notaran-
gelegenheiten –, Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu 
richten und müssen bis zum 15. Januar 2021 eingegangen sein. 
Sie haben die in Abschnitt II Nummer 3 Buchstabe a bis d und 
f bis m der Allgemeinen Verfügung des Ministers der Justiz 
über die Angelegenheiten der Notarinnen und Notare (AVNot) 
vom 6. Mai 2014 (JMBl. S. 68), die zuletzt durch die Allgemei-
ne Verfügung vom 16. Mai 2017 (JMBl. S. 42) geändert worden 
ist, vorgesehenen Angaben zu enthalten.

Weitere Auskünfte erteilt Herr Dr. Olizeg (Tel.: 0331 866-3231).

Zentraler IT-Dienstleister der Justiz
des Landes Brandenburg

Landesinterne Stellenausschreibung

Die Stelle der Direktorin oder des Direktors des Zentralen IT-
Dienstleisters der Justiz des Landes Brandenburg (ZenIT) ist 
zum nächst möglichen Zeitpunkt unbefristet zu besetzen.

Dienstort: Potsdam

Besoldung/Vergütung: BesGr. B 2 BbgBesO bzw. AT 2 

Aufgabengebiet: 

Der ZenIT gewährleistet die zentrale IT-Organisation für die 
Justiz des Landes Brandenburg, welche die gesamte Informati-
onstechnik von ca. 75 Behörden bzw. Gerichten betreut. Er 
setzt das Gesetz zur Förderung des elektronischen Rechtsver-
kehrs um und schafft die Voraussetzungen für die Einführung 
und den Betrieb einer elektronischen Akte bei den Gerichten 
und Staatsanwaltschaften. Hierzu sind umfangreiche konzepti-
onelle und technische Arbeiten erforderlich, um den künftigen 
Herausforderungen in der Informationstechnik gewachsen zu 
sein. Der ZenIT untersteht organisatorisch direkt dem Ministe-
rium der Justiz des Landes Brandenburg und arbeitet in der 
Aufgabenrealisierung eng mit den Gerichten und Behörden der 
Justiz im Land Brandenburg zusammen.

Die Leitung des ZenIT verantwortet die personelle, organisato-
rische und fachliche Steuerung der Einrichtung mit ihren Fach-
bereichen Zentrale Aufgaben, Service und Projektmanagement, 
Infrastruktur und Basisdienste sowie E-Justiz und Fachverfah-
ren. Die Tätigkeit umfasst insbesondere folgende Aufgabenfel-
der:

– Führungs- und Personalverantwortung für die ca. 120 Be-
amtinnen und Beamten und Tarifbeschäftigten des ZenIT,

– Leitung und Steuerung des Projekts „Organisatorische und 
technische Planung des Zentralen IT-Dienstleisters für die 
Justiz des Landes Brandenburg (ZenIT) in der Gesamtstruk-
tur JustizIT“,

– Vertretung der Einrichtung gegenüber dem MdJ und dessen 
Geschäftsbereich, den Lenkungskreisen sowie nach außen,

– Leitung und Steuerung in folgenden weiteren Aufgabenge-
bieten des ZenIT:
– Einführung des elektronischen Rechtsverkehrs und der 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten durch die Mitglieder des Gesamtstaatsanwaltsra-
tes einverstanden sind.

IV.

Es wird Bewerbungen für die folgende Stelle entgegengesehen:

– bei dem Sozialgericht Cottbus

 eine Stelle für eine Richterin oder einen Richter am Sozial-
gericht

 (Besoldungsgruppe R 1 BbgBesO).

Wegen der an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellenden 
Anforderungen wird auf die Allgemeine Verfügung der Minis-
terin der Justiz vom 26. November 2007 (AnforderungsAV), 
veröffentlicht im JMBl. vom 17. Dezember 2007, S. 180 ff., 
Bezug genommen.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
gleicher Eignung, Befähigung und Leistung bevorzugt berück-
sichtigt. 

Die Ausschreibung der Stelle richtet sich ausschließlich an 
Richterinnen und Richter auf Probe aus der Sozialgerichtsbar-
keit des Landes Brandenburg.

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre 
Personalakten durch die Mitglieder des Präsidialrates und des 
Richterwahlausschusses einverstanden sind.

Bewerbungen sind bis zum 15. Januar 2021 auf dem Dienst-
weg an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, 
Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten.

V.

Im Geschäftsbereich der Notarkammer des Landes Branden-
burg sind

zwei Stellen
für eine Notarassessorin/einen Notarassessor

zu besetzen.

Die Ausschreibung richtet sich in erster Linie an Bewerberin-
nen und Bewerber, die die zweite juristische Staatsprüfung in 
den Prüfungsjahren 2018 bis 2020 abgelegt haben. Mindestens 
eine Prüfung sollte mit der Note „vollbefriedigend“ oder besser 
bestanden worden sein. Schwerbehinderte Bewerber werden 
bei gleicher Eignung bevorzugt berücksichtigt.

Einzelheiten zum Notaranwärterdienst sind in der Verordnung 
zur Regelung von Angelegenheiten auf dem Gebiet des Notar-
wesens (Notarverordnung – NotV) vom 6. Januar 2015 (GVBl. 
II S. 3) geregelt, die zuletzt durch Verordnung vom 28. Febru - 
ar 2019 (GVBl. II S. 1) geändert worden ist.
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ter Fähigkeit zu strukturiertem und strategischem Denken und 
Arbeiten, einem hohen technischen und rechtlichen Verständnis 
sowie einem besonders hohen Maß an Durchsetzungs-, Organi-
sations- und Präsentationsvermögen. Vorausgesetzt wird Perso-
nalführungskompetenz und die Fähigkeit, Arbeitsabläufe ratio-
nell und zielgerichtet zu planen und zu koordinieren. Eine weit 
überdurchschnittliche Leistungsbereitschaft und Belastbarkeit, 
Innovationsbereitschaft sowie ein besonderes Verhandlungsge-
schick werden erwartet.

Die Ausschreibung richtet sich ausschließlich an Beförderungs-
bewerberinnen und Beförderungsbewerber, die bereits ein Amt 
der Besoldungsgruppe A 16 bzw. R 2 BbgBesO innehaben bzw. 
vergleichbar vergütet werden. Bewerberinnen oder Bewerber 
müssen in einem unbefristeten Arbeitsverhältnis zum Land 
Brandenburg stehen. 

Schwerbehinderte Menschen werden bei gleicher Eignung und 
Qualifikation bevorzugt berücksichtigt. Das Ministerium der 
Justiz des Landes Brandenburg ist bestrebt, den Frauenanteil in 
Führungspositionen zu erhöhen. Die Bewerbungen von Frauen 
sind ausdrücklich erwünscht. Es wird die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf durch flexible Arbeitszeiten im Rahmen der 
dienstlichen Möglichkeiten unterstützt. Die Besetzung der Po-
sition ist grundsätzlich auch mit Teilzeitkräften möglich. Teil-
zeitwünsche von Interessenten und deren Vereinbarkeit mit der 
Position werden im konkreten Einzelfall geprüft.

Es wird darauf hingewiesen, dass für die Bewerberinnen und 
Bewerber eine Mitteilung des Bundesbeauftragten für die Un-
terlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deut-
schen Demokratischen Republik zur Feststellung einer haupt-
amtlichen oder inoffiziellen Tätigkeit für den Staatssicherheits-
dienst eingeholt wird.

Bewerbungen werden bis zum 15. Januar 2021 erbeten an das 

Ministerium der Justiz 
des Landes Brandenburg
Referat I.1
Kennwort: DirZenIT
Heinrich-Mann-Allee 107
14473 Potsdam.

Bewerber/innen sollten ihre dienstliche Rufnummer angeben 
sowie das Einverständnis zur Beiziehung und Einsichtnahme in 
ihre Personalakte beifügen.

Der Schutz Ihrer Daten ist uns wichtig. Nähere Informationen 
zum Umgang mit personenbezogenen Daten im Ministerium 
der Justiz des Landes Brandenburg können Sie der Datenschutz-
erklärung auf https://mdj.brandenburg.de/service/kontakt/da-
tenschutz.html entnehmen.

elektronischen Akte (ERV, E-Justiz),
– Stellungnahmen zu Entwürfen von Gesetzen, Verord-

nungen und Verwaltungsvorschriften betreffend die 
Aufgabengebiete des ZenIT,

– Erarbeitung von Entscheidungsvorlagen für den Opera-
tiven und Strategischen Lenkungskreis IT,

– Haushalts- und Beschaffungsangelegenheiten,
– Controlling und Projektmanagement,
– Informationssicherheit, 
– ServiceDesk, Basisdienste und elektronischer Rechts-

verkehr sowie 
– Servicemanagement, Fachverfahrensbetreuung und In-

frastrukturen.

Anforderungen: 

Formale Anforderungen
unabdingbar:

– Laufbahnbefähigung für den höheren allgemeinen Verwal-
tungsdienst. 

Fachliche Anforderungen
unabdingbar:

– durch mehrjährige Tätigkeit in der Justiz erworbenes ver-
tieftes Verständnis für die Geschäftsabläufe in den Gerichten 
und Staatsanwaltschaften sowie für den Umgang mit dem 
Geschäftsbereich des Justizressorts,

– sehr gute Kenntnisse in der Informationstechnik sowie in 
den in der Justiz verwendeten IT-Fachverfahren,

– vertiefte Kenntnisse im Haushaltsrecht und bei der Bearbei-
tung von Personalangelegenheiten,

besonders wichtig:
 
– Erfahrung in der Leitung und Steuerung von Projekten,
– gute Kenntnisse in Bereichen Projektmanagement und ITIL.

Außerfachliche Anforderungen
besonders wichtig:

– hohes Maß an Personalführungs- und Sozialkompetenz, 
Führungserfahrung,

– gute Kooperations- und Teamfähigkeit, Kommunikations-
fähigkeit, sicheres Auftreten,

– ausgeprägte Fähigkeit zu strukturiertem Denken und Vorge-
hen sowie zur Anleitung von Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern,

– ausgeprägte Auffassungsgabe und Entschlusskraft,
– hohe Einsatzbereitschaft, Flexibilität und Belastbarkeit,
– stilsichere Ausdrucksweise in Wort und Schrift.

Gesucht wird eine durch ihre Aufgabenidentifikation und Füh-
rungserfahrung beispielgebende Persönlichkeit mit ausgepräg-
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